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Beratung rund umdas Geld

Die unternehmerische Zusam-
menarbeit in Personengesellschaf-
ten soll in erster Linie zur Verbesse-
rung der wirtschaftlichen Situation
der Beteiligten beitragen. Über typi-

Personengesellschaften haben in
der Land- und Forstwirtschaft in
den vergangenen Jahren an Be-
deutung gewonnen. Eine Perso-
nengesellschaft entsteht, wenn
sich mindestens zwei natürliche
und/oder juristische Personen zur
Erreichung eines gemeinsamen
Zwecks zusammenschließen. Im
folgendenArtikel soll aufdiewich-
tigsten Aspekte hinsichtlich der
Vorbereitung, der Durchführung
und der Nachbearbeitung einer
Gesellschafterversammlung hin-
gewiesen werden.

Fallstricke in Gesellschafterversammlungen

sche Personengesellschaften in der
Landwirtschaft wurde bereits in vo-
rangegangenenArtikeln indenAus-
gaben 36 und 38 des Bauernblattes
berichtet. Zudem wird eine Perso-
nengesellschaft erforderlich, wenn
der Einzelne allein die gesteckten
Ziele nicht erreichen kann. Kurzum,
Personengesellschaften sollen zum
wirtschaftlichen Erfolg der Beteilig-
ten beitragen. Dabeiwird häufig die
Bedeutung der zwischenmenschli-
chen Aspekte vernachlässigt. Es sind

selten ökonomische Gründe, wes-
halb Personengesellschaften wieder
auseinandergehen, viel häufiger
sind zwischenmenschliche Aspekte
der Anlass, sich zu trennen. Im Rah-
men des täglichen Lebens einer Per-
sonengesellschaft muss im Tagesge-
schäft das notwendige Vertrauen
für eine langfristige Beziehung auf-
gebaut werden, ohne dieses Ver-
trauen wird sich keine gemeinsame
Grundlage für die erfolgreiche Ent-
wicklung einer Personengesellschaft
ergeben.

Das Leben
in einer Gesellschaft

Im Einzelunternehmen werden
Absprachen innerhalb der Familie
amFrühstücks- oderMittagstischge-
troffen. Absprachen außerhalb der
Familie sindüblicherweise nicht von-
nöten. In Abgrenzung vom Einzel-
unternehmen sindder Informations-
fluss und der Informationsaufwand
in einer Personengesellschaft ein

zentraler, überlebenswichtiger As-
pekt. Auchwennesmanchmal lästig
oder zeitraubend erscheint: Regel-
mäßige Zusammenkünfte aller Be-
teiligten sind unabdingbar. Keines-
falls sollten derartige Besprechun-
gen in endlose Debatten ausarten,
vielmehr sind eine konkrete Tages-
ordnungundein straffer Zeitplaner-
forderlich, das persönliche Gespräch
istdemelektronischen Informations-
flussmittels E-Mail, Handy, Fax, Twit-
ter und Facebook vorzuziehen.

Eine vernünftige Vorbereitung, Durchführung und Nachbereitung von Gesellschafterversammlungen vermeidet die
Anfechtung der getroffenen Beschlüsse.

Neben diesen regelmäßigen Tref-
fen sollte eine Personengesellschaft
sich mindestens einmal im Jahr, bes-
ser zweimal, zu einer ordentlichen
Gesellschafterversammlung zusam-
menfinden. Auf der ordentlichen
Gesellschafterversammlung wird
über diewichtigstenAspekte des Le-
bens der gemeinsamen Gesellschaft
abgestimmt, beschlossen und proto-
kolliert.
In diesem Zusammenhang sollte

auf Regularien, angefangen bei ei-
ner fristgerechten Einladung unter
Nennungder Tagesordnung, imHin-
blick auf spätere Nachfragen nicht
verzichtet werden. Unklarheiten
oder sogar Streitigkeiten erfordern
später Nachweismöglichkeiten. So
gehört auch das Protokoll über die
Gesellschafterversammlung ab-
schließend zu einer solchen Ver-
sammlung. Über die Gesellschafter-
versammlung werden Transparenz
undVerbindlichkeit inderDurchfüh-
rung der getroffenen Vereinbarun-
gen deutlich. Die Gesellschafterver-

sammlung wird, wenn sie institutio-
nalisiert wird, ein nachhaltiger Ga-
rant für die Stabilität der Gesell-
schaft und ist von großer Bedeu-
tung. Die Gesellschafterversamm-
lung beugt Enttäuschungen und
mangelnden Informationen einzel-
ner Partner vor. Die Krise einer Ge-
sellschaftwird, zumindest ausdiesen
Gründen, vermieden.
In der Praxis kommt es leider im-

mer wieder vor, dass Landwirte Ge-
sellschaftsverträge abschließen, in

denen sie lästigeParagrafenwieden
zur Gesellschafterversammlung wie-
derfinden. Solche lästigen Paragra-
fen werden in der Praxis beiseitege-
drängt und nicht regelmäßig ver-
folgt. Die Probleme, die sich hieraus
ergeben können, sind eklatant; sie
reichen von der Anfechtbarkeit bis
zur Nichtigkeit der getroffenen Be-
schlüsse.

Vor der
Gesellschafterversammlung
Die Vorbereitung und Durchfüh-

rung von Gesellschafterversamm-
lungen wird vielfach in Zusammen-
arbeit mit dem Steuerberater der
Personengesellschaft durchgeführt,
doch leicht schleichen sich bei der
Einladung der Gesellschafter und
der Durchführung der Gesellschaf-
terversammlung formelle und in-
haltliche Fehler ein.
Betrachtet man die rechtlichen

Vorschriften des BGB (Bürgerlichen
Gesetzbuches) und des HGB (Han-

Stand 28. September 2012
Die Zinsspannen am Kapital-
markt nehmen zu. Das Zinsba-
rometer bietet lediglich erste
Anhaltspunkte zur aktuellen
Kapitalmarktsituation (ohne
Gewähr). Bei den gekennzeich-
neten Zinssätzen können sich je
nach persönlicher Verhand-
lungssituation deutliche Ab-
weichungen ergeben.

Zinsen
Geldanlage %
Festgeld 10.000 €,
3 Monate1) 0,45 - 2,7
Bundesschatzbrief Typ A,
6 Jahre 0,54

Kredite
LandwirtschaftlicheRentenbank2)

% effektiv
(Sonderkreditprogramm)
Maschinenfinanzierung
6 Jahre Laufzeit,
Zins 6 Jahre fest 1,21
langfristige Darlehen
10 Jahre Laufzeit,
Zins 5 Jahre fest 1,31
20 Jahre Laufzeit,
Zins 10 Jahre fest 2,22

Baugeld-Topkonditionen3)

Zins 10 Jahre fest 2,60 - 3,10
Zins 15 Jahre fest 3,10 - 3,40

1) Marktausschnitt (100%Einlagensicherung)
2) Zinssatz Preisklasse A, Margenaufschlag
0,35 bis 2,85%, je nach Bonität und Besiche-
rung (7 Preisklassen)
3) Quelle: www.capital.de
(Spanne der Topkonditionen)
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delsgesetzbuch), so fällt auf, dassder
Gesetzgeber bezüglich der Durch-
führung von Gesellschafterver-
sammlungen bei Personengesell-
schaften keine gesetzliche Regelung
getroffen hat. Grund für diese „Ge-
setzeslücke“ ist das sogenanntePrin-
zipder Selbstorganschaft, das fürdie
Personengesellschaft gilt. Diesem
Prinzip zufolge wird bei der Perso-
nengesellschaft vermutet, dass die
persönlich haftenden Gesellschafter
als Träger aller Rechte und Pflichten
als Berechtigte handeln. Hinsichtlich
der Kommanditisten begnügte sich
das Gesetz damit, deren Rechte um-
fassend festzulegen, und verzichtet
im Übrigen auf die weitere Rege-
lung der Führung der Gesellschaft.
Dieses Bild trifft in der Praxis heute
jedoch zunehmend weniger zu, so
ist geradebei einer größerenAnzahl
von Kommanditisten in einem form-
losen Verfahren eine geregelte Be-
schlussfassung nicht gewährleistet.
ZunehmendhabenKommanditisten
von Personengesellschaften sehr ho-
he Kapitaleinlagen oder auch Haf-
tungen übernommen, die ebenfalls
eine geregelte Entscheidungsfin-
dung erfordern. Zudem würde die
Geschäftsführung einer Personen-
gesellschaft über Gebühr belastet,
wenn jeder einzelne Gesellschafter
(Kommanditist) seine Kontrollrechte
alleine ausübt. Sofern also eine
gleichzeitigeUnterrichtung aller Ge-
sellschafter mit anschließender ge-
meinsamer Beratung und Beschluss-
fassung in einem förmlichen Verfah-
ren stattfinden soll, bietet sich die
Durchführung einer Gesellschafter-
versammlung an.
Insgesamt ist es aufgrund der feh-

lendengesetzlichenRegelungenun-
abdingbar, vor einer Gesellschafter-
versammlung den Gesellschaftsver-
trag daraufhin zu überprüfen, wel-
cheRegelungendieserbezüglichder
Einberufung und Durchführung der
Gesellschafterversammlung sowie
der Beschlussfassung trifft.
Es empfiehlt sich, der Gesellschaf-

terversammlung eine förmliche Ein-
berufung mit Einladung vorange-
hen zu lassen. Dabei ist zu beachten,
was der Gesellschaftsvertrag hin-
sichtlich der Einberufung vorsieht:
●Werberuft eineGesellschafterver-
sammlung ein?
●Wann ist eine Gesellschafterver-
sammlung einzuberufen?
●Wie ist eine Gesellschafterver-
sammlung einzuberufen?
●Was ist der Einladung zur Gesell-
schafterversammlung beizufügen?
Fast alle Gesellschaftsverträge er-

halten dahingehende Bestimmun-
gen, die zu beachten sind. Damit die
Gesellschafter ihre Teilnahme- und

Stimmrechte ausüben können, ha-
ben die Gesellschafter einen An-
spruch auf Mitteilung aller für die
Beurteilung des Beschlussgegen-
standes erforderlichen Informatio-
nen durch die Gesellschaft, diese
sollten am besten gleichmit der Ein-
ladung zur Gesellschafterversamm-
lung versandt werden.

In der
Gesellschafterversammlung
Durch Satzungsbestimmungen

oder Gesellschafterbeschluss kann ei-
nem Gesellschafter oder auch einem
Dritten die Aufgabe der Versamm-
lungsleitung übertragen werden. Ei-
ne Protokollierungspflicht besteht

grundsätzlichnicht, sofernderGesell-
schaftsvertrag sie nicht ausdrücklich
vorsieht. Dennoch ist eine schriftliche
Protokollierung des Versammlungs-
verlaufs,mindestens aber der gestell-
ten Anträge und der abgegebenen
Stimmen, aus Beweisgründen drin-
gend anzuraten. Dementsprechend
sollte zu Beginn der Versammlung
durchBeschluss einmöglichst neutra-
ler Protokollführer bestimmt wer-
den. So dann die Gesellschafterver-
sammlung zusammengetreten ist, ist
die Beschlussfähigkeit der Gesell-
schafterversammlung festzustellen.
Wann eine Gesellschafterversamm-
lung beschlussfähig ist, ergibt sich in
der Regel aus der Satzung der Perso-
nengesellschaft.
Für die stimmberechtigten Gesell-

schafter, die nicht an der Versamm-
lung teilnehmen (können), besteht
die Möglichkeit, im Nachhinein den
gefassten Beschlüssen schriftlich zu-
zustimmen und auf diese Weise die
notwendige Einstimmigkeit herbei-
zuführenoder die Beschlussunfähig-

keit der Versammlung zu rügen.
Darüber hinaus können die Gesell-
schafter über den Gesellschaftsver-
trag qualifizierte Mehrheiten ein-
führen. DieseMöglichkeit, die in der
Praxis häufig vorkommt, fordert je-
doch zum Schutz derMinderheit ein
Beschlussverfahren, das deren Mit-
wirkungsrechte sichert, insoweit
kommt der Frist der Einladung zur
Gesellschafterversammlung eine er-
höhte Bedeutung zu.
ZuBeginnderVersammlung sollte

die Tagesordnung festgelegt wer-
den, um die Versammlung zu struk-
turieren und sie entsprechend abzu-
arbeiten.
Ein Gesellschafterbeschluss wird

durch Abstimmung über einen kon-

Ein Handschlag ist gut, aber in einer Gesellschaft sind Regularien noch besser.
Fotos: Isa-Maria Kuhn

kreten Antrag gefasst. Folgende Be-
schlüsse der Gesellschafterversamm-
lung sind wichtig, sie sind zwingend
zu fassen, um späteren Streitigkei-
ten im Rahmen der Auseinanderset-
zungeiner Personengesellschaft vor-
zubeugen.
● Feststellung des Jahresabschlusses
In einer Personengesellschaft wird

der Jahresabschluss durch die Gesell-
schafterversammlung festgestellt
(die Feststellung bedeutet die End-
gültigkeit des Jahresabschlusses). Än-
derungen und Beanstandungen sind
anschließend nicht mehr möglich.
● FeststellungderGewinn- undVer-
lustverteilung
● Feststellung der Kapitalkonten
der Gesellschafter (das Gesetz sieht
eine solche Feststellung der Kapital-
konten nicht vor, aufgrund der Feh-
leranfälligkeit empfiehlt es sich, die
Kapitalkonten ebenfalls festzustel-
len unddamit endgültig zumachen)
● Verzinsung von Kapitalkonten
● sowie die übrigen im Gesell-
schaftsvertrag geregelten Aspekte.

In der Praxis wird immer wieder
festgestellt, dass gerade die formel-
len Feststellungen hinsichtlich des
Jahresabschlusses nicht durchge-
führt werden. Jeder Gesellschafter,
der einen Jahresabschluss, die Kapi-
talkonten und die Gewinn- und Ver-
lustverteilung feststellt, sollte sich im
Vorwege informierenunddieUnter-
lagen auf eventuelle Fehler prüfen.
Mit der Feststellung gibt jeder Ge-
sellschafter sein Einverständnis zur
Endgültigkeit.
Das Protokoll sollte zu Zeit und

Ort der Gesellschafterversammlung,
zumProtokollführer, zudenTeilneh-
mern, zu den Anträgen und zu den
Ergebnissen alles Wichtige festhal-
ten.
Das Protokoll sollte anschließend

vom Protokollführer und vom Ver-
sammlungsleiter unterzeichnet wer-
den.

Nach der
Gesellschafterversammlung
Nach der Gesellschafterversamm-

lung sollte das fertiggestellte und
unterzeichnete Protokoll denGesell-
schaftern zugesandt werden. So hat
jeder Gesellschafter nochmals die
Möglichkeit, die gefassten Beschlüs-
se zuprüfen, sich zu informieren, ge-
gebenenfalls mangelhafte Beschlüs-
se zu rügen oder deren Richtigstel-
lung zu verlangen.
Zudem ist nach der Versammlung

zu prüfen, ob eventuell eine zusätz-
liche Beschlussfassung und somit
möglicherweise eine weitere Gesell-
schafterversammlung erforderlich
ist, weil beispielsweise nicht alle Ta-
gesordnungspunkte abgearbeitet
werden konnten oderweil dieMög-
lichkeit der Beschlussfassung in be-
stimmten Punkten nicht bedacht
wurde.

Stefan Heins
wetreu LBB

Die Gesellschafterversammlung
ist mit vielen Fallstricken behaf-
tet, dennoch ist sie unerlässlich
dafür, dass eine Personengesell-
schaft auch zukünftig in ihrem
Bestand gesichert wird. Gerade
in Personengesellschaften, in
denen die Gesellschafter nicht
alle aktiv mitwirken, ist es wich-
tig, feste, institutionalisierte Re-
geln für Gesellschafterver-
sammlungen aufzustellen. Im
Zweifel sollte man seinen steu-
erlichen oder rechtlichen Bera-
ter fragen.
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